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Parlamentarische Befassung bei Bahnprojekten
Der Weg von der Vorplanung ins Parlament

43

DB Netz Eisenbahn-Bundesamt Bundesverkehrsministerium Deutscher Bundestag

Rechtliche Grundlage: Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung

‒ Regelt die Finanzierung aller Bedarfsplanprojekte des 
Bundesverkehrswegeplans.

‒ Wichtiger Bestandteil: Parlamentarische Befassung nach 
Abschluss der Vorplanung.

‒ Unterrichtung des Bundestags 
‒ Vorzugsvariante
‒ Ergebnisse der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung
‒ Gesetzgeber wird in die Lage versetzt, Beschlüsse zu fassen

Erklärvideo zum Prozess 

https://www.youtube.com/watch?v=MKFrbi5el40
https://www.youtube.com/watch?v=MKFrbi5el40
https://www.brennernordzulauf.eu/visualisierung.html
https://www.brennernordzulauf.eu/visualisierung.html
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Übergesetzliche Forderungen bei der Planung
des Schienennetzes
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‒ Im Rahmen der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 
kann die Region Empfehlungen für Maßnahmen 
aussprechen, die über das gesetzliche Maß 
hinausgehen („Kernforderungen“).

‒ Der Deutsche Bundestag entscheidet im Einzelfall 
über die Finanzierung bestimmter Kernforderungen. 

‒ Grundsätzliche Voraussetzung einer 
Bundesfinanzierung ist ein positiver 
volkswirtschaftlicher Nutzen (NKV) des 
Gesamtvorhabens (§ 9 BSWAG, § 5 Abs. 3 BUV).

Beschluss des Deutschen Bundestages, dass…

„[…] in Fällen besonderer regionaler Betroffenheit […] künftig die 
konstruktive Zusammenarbeit der Akteure vor Ort zu unterstützen 

und deren Vorschläge bei der Erarbeitung konkreter Lösungen 
besonders zu berücksichtigen.“

„[…] aus den jeweils dort gewonnenen Empfehlungen im Einzelfall 
konkrete Beschlüsse an die Bundesregierung zu formulieren, um im 

Einzelfall im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel einen 
besonderen – über das gesetzliche 

Maß hinausgehenden – Schutz von Anwohnern und Umwelt 
erreichen zu können.“

Quelle: Deutscher Bundestag, Drucksache 18/7365 
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Die Parlamentarische Befassung 
Prozessuale Betrachtung

45

Vorplanung

− Vorschlag der DB 
zur gesetzlich gebotenen 
wirtschaftlichen 
Vorzugsvariante.

− Beurteilung übergesetzlicher 
Forderungen aus der Region 
nach Kosten, planrechtliche 
und technische Machbarkeit, 
Wirksamkeit.

− Zusammenfassung in Bericht 
der DB an EBA/BMDV
(§ 5 Abs. 1 S. 2 BUV). 

Parlamentarische 
Befassung

− Das BMDV stellt dem Deutschen 
Bundestag die vom Vorhabenträger 
vorgeschlagene Vorzugsvariante und ihre 
gesamtwirtschaftliche Bewertung vor.

− Beinhaltet Erläuterung darüber, welche 
Vorschläge aus den öffentlichen 
Beteiligungsprozessen in der Planung 
berücksichtigt und welche nicht 
berücksichtigt werden konnten 
(„übergesetzliche Forderungen bzw. 
Kernforderungen“).

− Sowie Erläuterung der Bewertung der 
übergesetzlichen Forderungen.

Entwurfs- und 
Genehmigungs-
planung auf Basis 
der Bundestags-
entscheidung 

Unterrichtung 
des Bundestages 
durch das BMDV

Entscheidung des 
Bundestages über 
Vorzugsvariante
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Die Parlamentarische Befassung 
Koordinationsangebot der DB
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− Die Region ist für die Erarbeitung der 
Kernforderungen zuständig. 

− Die Aufgabe der DB ist es, diese nach den 
Vorgaben der Machbarkeit, Kosten, Nutzen etc.    
zu bewerten und in einem die Vorzugsvariante 
begleitenden Bericht darzustellen.

− Sinnvoll ist daher eine Koordination zwischen 
der DB und den Kommunen und Landkreisen, 
als Teil des Dialogprozesses zur Vorplanung. 
An deren Ende sollte eine konsolidierte Rück-
meldung stehen, z. B. geführt durch die 
Landkreise.

− Die Gestaltung dieser Abstimmung wird in 
diesem Jahr mit den Kommunen und 
Landkreisen besprochen.

Einreichung der 
Vorzugsvariante

Einreichung 
übergesetzlicher 

Forderungen

Dialog begleitend zur 
Vorplanung

Planungs-
begleitender 

Dialog zur 
Vorzugs-
variante

Koordination 
der Kern-

forderungen

Vorplanung


